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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist Mitte 1972 an der Rheinischen Friedrich-
Wilhelms-Universität in Bonn als Dissertation angenommen worden. Zur 
Untersuchung des Themas wurde ich von Herrn Professor  Dr. K. J. Partsch 
angeregt. Er hat die Arbeit durch eine Reihe von hilfreichen Ratschlägen 
und auf Grund seiner Befürwortung  für ein Promotionsstipendium der 
Universität Bonn gefördert.  Hierfür  sage ich ihm aufrichtig Dank. 

Den Herren Professoren  Dr. R. Baeyens, Dr. J. Salzwedel und Dr. U. 
Scheuner bin ich für förderliche  Kr i t i k und vielfältige Anregungen 
dankbar. 

Herrn H. Claudi möchte ich vielmals für seine Bereitschaft  danken, 
sich mi t Schwierigkeiten im zweiten Teil der Arbeit auseinanderzusetzen. 

Das Manuskript wurde im Dezember 1971 abgeschlossen. Danach er-
schienene Literatur konnte nur noch zum Teil berücksichtigt werden. Auf 
neuere Entwicklungen im Jahre 1972 w i rd in einem Nachtrag hinge-
wiesen. 

Bonn, im Dezember 1972 Friedrich  Meißner 
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Einleitung 

Die Rheinschiffahrtsakte  von Mannheim vom 17. Oktober 1868 bildet 
die völkervertragliche Grundlage für das internationale Rheinschiff-
fahrtsrecht 1. Dieses Vertragswerk ist entstanden in Anlehnung und 
Fortentwicklung der Bestimmungen über die Flußschiffahrt  in der Wie-
ner Schlußakte vom 9. Juni 1815, sowie der ersten Rheinschiffahrts-
akte zu Mainz vom 31. März 18312. Für die Entwicklung einer gemein-
samen Binnenschiffs-Verkehrspolitik  der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft ist die Mannheimer Akte zu einem der „dornigsten Hinder-
nisse"3 geworden. Sie hat zugleich die Fülle von Problemen aufgezeigt, 
die zwischen dem Gemeinschaftsrecht und früheren  internationalen Ver-
tragsbeziehungen der EWG-Mitgliedsstaaten entstehen können. Vierzehn 
Jahre nach der Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
k l ingt es wie Ironie, daß gerade von der Mannheimer Akte solche Kon-
flikte nicht erwartet wurden. Bei den Beratungen im niederländischen 
Parlament über die Vorschrift  des Artikels 234 EWGV, die das Verhält-
nis des Gemeinschaftsrechts zu den früheren  Übereinkünften der Mi t -
gliedstaaten regelt, ging man ζ. B. davon aus, daß keinerlei Unvereinbar-
keiten zwischen dem Rheinschiffahrtsrecht  und dem Recht der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft  bestünden4. Nur einige Jahre später sollte 
die Anwendbarkeit der ersten Verkehrsverordnung der Gemeinschaft auf 
den Rhein auch auf den vehementen Widerstand dieses Landes stoßen5. 

1 Text : Rheinurk. I , S. 80 ff.  Die wesentlichen Bestimmungen dieser Ak te 
sind heute noch gültig. Siehe die bereinigte Textfassung i n BGBl. 1969 I I , 
S. 597 ff.  sowie bei Berber,  Dokumentensammlung I, S. 1501 ff. 

2 Zur Entstehungsgeschichte der Ak te siehe i m einzelnen Scheuner,  Rhein, 
S. 118 und 119, sowie die Ausführungen unter Tei l 1, Kapi te l 1, I I . 1. 

3 Rittstieg,  S. 9. 
4 Vgl. die Erläuterungen der Regierung zu Ar t . 234 EWGV in der als An twor t 

verfaßten Denkschrift  zum EWG-Vertrag vom 16. 9. 1957, in : Beilagen der 
Verhandlungen der zweiten Kammer der Generalstände, Sitzungsperiode 1956/ 
1957, 4725, Nr. 14, S. 30; ferner  die Äußerungen des Ministers Algera gegen-
über den Herren Diepenhorst und Blaisse, in : zweite Kammer der General-
stände, Sitzung vom 3.10.1957, Sitzungsperiode 1957/58, 5. Sitzung, S. 131/132. 

5 Vgl. i m einzelnen die Begründung der niederländischen Regierung anläß-
lich der Vorarbeiten des Gesetzes vom 27. Juni 1963 (Staatsblad 344) zur Durch-
führung der Verordnung 11/60 des Rates der EWG, in : Beilagen der Verhand-
lungen der Zweiten Kammer der Generalstände, Sitzungsperiode 1961/62, 6731, 
Nr. 3; den vorläufigen Bericht der gesetzgebenden Kammern, wie oben Nr. 4; 
die als Antwor t verfaßte Denkschrift,  wie oben Nr. 5; ferner  die Äußerungen 
des Staatssekretärs St i jke l gegenüber dem Berichterstatter Samalkalden in 
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Zusammen mit den anderen Rheinanliegerstaaten Belgien, der Bundes-
republik Deutschland und Frankreich, die zugleich Mitglieder der EWG 
sind, weigerten sich die Niederlande zehn Jahre lang, die Verordnung 
des Rates der EWG vom 27. Juni 1960 über die Beseitigung von Diskrimi-
nierungen auf dem Gebiet der Frachten und Beförderungsbedingungen 6 

auf dem Rhein durchzuführen 7. Erst als sich die EWG-Kommission im 
Jahre 1970 anschickte, ein Verstoßverfahren  gemäß Ar t ike l 169 EWGV 
gegen diese Länder anzustrengen8, erklärten sich deren Regierungen im 
Februar 1971 bereit, diese Verordnung auch auf den Rhein zu erstrecken9. 

Im Laufe dieser Zeit ist die Problematik der Vereinbarkeit des Rhein-
schiffahrtsrechts  nach der Mannheimer Akte mi t dem der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft  in ihrer ganzen Breite Gegenstand eingehender 
Erörterungen zwischen der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
und der in ihr vertretenen Staaten einerseits und der Kommission der 
EWG andererseits gewesen. Sie sind bis heute noch nicht zu einem Ab-
schluß gelangt. Von den in der Zentralkommission für die Rheinschiff-
fahrt  repräsentierten Staaten hat sich insbesondere die Schweiz gegen 
die von der Gemeinschaft erlassenen bzw. geplanten Vorschriften  für den 
Bereich des Binnenschiffsverkehrs  gewandt. Sie ließ im Jahre 1963 der 
Zentralkommission eine Avis de droit zukommen, in der im einzelnen 
die Rechtsansichten dieses Landes dargelegt sind10. Danach sollen die in 
den gemeinschaftlichen Regelungen enthaltenen Beschränkungen und 
Belastungen mi t der durch Ar t ike l 1 der Mannheimer Akte gewähr-
leisteten Schiffahrtsfreiheit,  dem Gleichbehandlungsgebot gemäß Ar -
t ikel 4 der Mannheimer Akte und der in Ar t ike l 3 statuierten Freiheit 
von Wegegebühren koll idieren11. Die Schweiz ist ferner  der Ansicht, daß 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft  auf dem Wirtschaftssektor  keine 
Exklusivkompetenz besitze. Gemäß den Ar t ike ln 43 und 45 der Mannhei-
mer Akte müßten alle die Rheinschiffahrt  betreffenden  Angelegenheiten 
zum Gegenstand von Beratungen innerhalb der Zentralkommission ge-
macht werden12. Einseitige nationale Regelungen auf dem Rhein seien 
nur in dem Umfange zulässig, als sie sich auf die sécurité générale (Art i-
kel 1 der Mannheimer Akte) bezögen13. Der Rheinschiffahrtsakte  liege der 

der Sitzung der ersten Kammer der Generalstände vom 25. Juni 1963, Sitzungs-
periode 1963, 4. Sitzung, S. 81 - 83. 

6 AB1./E. G., 1121/60, vom 16. 8.1960. 
7 Vgl. Rheinmemorandum,  Tei l I, S. 1 ; Maout,  S. 28. 
8 Vgl. Rittstieg,  S. 13 und 14. 
9 Vgl. VWD-Europa, Nr. 25/71 vom 5. 2.1971, Tei l I , S. 6. 
1 0 Pro. ZKR, 1963-IV-3, Annexe 2, S. 15 ff. 
1 1 Vgl. wie unter Anm. 10, S. 20 - 22. 
1 2 Vgl. wie unter Anm. 10, S. 19, 20 und 26; ferner  Müller,  W., Verordnung, 

S. 206 und Geltung, S. 121. 
1 3 Vgl. wie unter Anm. 10, S. 18 und 19. 
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Grundsatz der Einheit des Rheinregimes zugrunde. Nach der Ansicht des 
Schweizer Autors Müller,  der an der Ausarbeitung der Avis de droit 
führend beteiligt war, soll dieser Grundsatz es gebieten, daß alle wei-
teren Regelungen auf dem Rhein nur im gemeinsamen Einvernehmen — 
d'un commun accord — aller i n der Zentralkommission vertretenen 
Staaten getroffen  werden dürften 14. Abkommen, die nur unter einigen 
dieser Staaten vereinbart würden, seien daher unzulässig. 

Die letztgenannte Ansicht w i rd auch von den Regierungen der EWG-
Mitgliedstaaten geteilt. Danach gebietet es der Grundsatz der Einheit des 
Rheinregimes, daß entweder die Zentralkommission in die Lage versetzt 
wird, einer Gemeinschaftsverordnung zuzustimmen, oder daß parallel zu 
dieser Regelung ein Abkommen gleichen Inhalts zwischen allen in der 
Zentralkommission repräsentierten Staaten abgeschlossen wird. Von 
dieser Auffassung  haben die EWG-Mitgliedstaaten sich wesentlich bei 
ihrer Opposition gegen die Anwendbarkeit der Verordnung Nr. 11/60 auf 
den Rhein leiten lassen15. Sie kann ferner  mitbestimmend dafür ange-
sehen werden, daß seit Jahren eine Fülle von Vorschlägen der EWG-
Kommission auf dem Gebiet des Binnenschiffsverkehrs 16 vom Rat nicht 
verabschiedet worden sind. 

Die von den EWG-Mitgliedstaaten eingenommene Haltung hat die 
Kommission der EWG veranlaßt, im Jahre 1964 in ihrem Rheinmemoran-
dum  eingehend ihre Ansicht zur Frage der Vereinbarkeit des Rheinschiff-
fahrtsrechts  mi t dem der Gemeinschaft darzulegen. Breiten Raum nimmt 
darin die Untersuchung der Fragen ein, ob das erlassene bzw. geplante 
Gemeinschaftsrecht mi t der Schiffahrtsfreiheit  oder dem Gleichbehand-
lungsgebot nach der Mannheimer Akte kollidiere. Beide Fragen werden 

1 4 Vgl. Müller,  W., Verordnung, S. 206; ohne Autorenangabe „Rheinschiff-
fahrtspol i t ik aus Schweizerischer Sicht", in : Strom und See, 1966, S. 361. 

1 5 I m Jahre 1961 wurde i n der ZKR der Entwur f eines Abkommens erarbeitet, 
der i n seinem Inhal t weitgehend m i t der Verordnung 11/60 der EWG über-
einstimmte. Es kam zwar nicht, wie geplant, zu einer Unterzeichnung dieses 
Abkommens durch alle i n der ZKR vertretenen Staaten. Stattdessen nahm 
aber die ZKR am 29. Ap r i l 1970 auf einen Vorschlag der Niederlande h in eine 
Entschließung an, i n der sie ih r Einverständnis erklärte, daß die EWG-Mi t -
gliedstaaten die Verordnung 11/60 auf dem Rhein sollten anwenden können. 
Damit wurde für diese Länder die Möglichkeit eröffnet,  i n dem von der Gemein-
schaft eingeleiteten Verstoßverfahren  einzulenken, ohne dabei ihre Rechts-
position aufgeben zu müssen. Die Entschließung ist allerdings i n der Erwägung 
ergangen, daß die Verordnung 11/60 durch den Abschluß eines gemeinsamen 
Abkommens abgelöst werden wird. Außerdem ist i n der Entschließung die Er -
k lärung der Schweiz enthalten, daß sie die Verordnung 11/60 für sie als nicht 
bindend erachte. Text der Entschließung siehe i n Nederlandse Staatscourante 
vom 14. August 1970, Nr. 155. 

1 6 Siehe eine Zusammenfassung des gegenwärtigen Standes der EWG-Ver-
kehrspoli t ik in : Legislation Communautaire en matière de Transport, Etat des 
mesures arrêtées ou proposées, Dok. EWG-Kommission 12.963/VII/-F rev. 1, 
vom 20. Oktober 1970. 

2 Meißner 


